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in Verbindung mit der 

Geschäftsleitung ~er Sozialdemokratischen Partei der Schweiz und 
dem Bureau der NationalratslrakUon 

Freitag den 1. bis Sonntag den 3. März 1918 
im Volkshaus in Bern 

1. Appell. 
2. Wahl _des Tagesbureaus. 
3. Berichterstattung über · die Aktion gegen die .Zivil-

dienstpflicht. · · 
Referent Karl Dürr. 

4. Die weitere Aktion: 
a) Kampfmittel; _ 

Referent Robert .Grimm. 
b) Forderungen~ 

Referent F. Schneider. 

5. Erweiterung des Aktionskomitees.' 
6. V,erschiedenes.· 
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· itees, 

·.:' .. , ;" .'. 
. A.kti oskotn ··r-

Genosse Grimm, Präsident des . ie ans~s, d 
·eröitnet die Sitzung um halb 8 . hr, . a tro en s\n . 
tigen Genossen erst um diese Zeit einge 

l. Appe\\. Laut I>räsen'zliste sind anwesend : rbeiter: 1.- f b .. . a ua nn ; 

Vertretet der Gen er~cha ts · c:c.n · . 01 rtn8. .. 
Vuattolo; Buchbinder: Rocbstrasser un d Zu:n y 10:i: ' 
Gemeinde- und Staatsarbeiter: Dege .. ; r . F iscb0r. 
Handels-., Tran~port-und Lebensmittelarbd i eicbllla.r10

11: 
und. Sch1fierste1n; Holzarbeit er : rubn un . M,ets. 
Lederarbeiter: Zinner; Mal er und GipserM r ot A.1·t\lr 
und 'Uhrenarbeiter: R eymann g 1 

.aJ _ nud g~a.; .. 
Schneeberger, Steiner und W alter·. ap1~r (F br1lt. 
phische Hi\isatbeiter: Bobst · Texti\arb it~r rbeiter) · 

b . ) ,..,.. 
1roa. d: 

ar e1ter : .1.u.oser und Nussb aum r ; · l rba.0 d 
Marti; A.. TI. S. T.: "Patocchi; Rangi rp r ~t:ro:q?t un d 
Ledermann und. Mäder; T-ypogra-phen: c ter \ln 
V erclan; W eichen- und B ahnwärter: g ~ \l g~er · 
'Frank; Zimmerleute: Seh rad.er ; Zugp rsonal ·

0 iin&· 
Bun~cskomi~ee: Dürr, Ryser, Schnee er ge~ u u 5 r d,elß 
Aktionskomitee.: Ist vollzähl i . anw.e e1:l ~ ind.ess00 

Genossen Scbne1d.er haben d1e htgh et 
spezielle Mandate. Arbeiterinnensektetariat : MaTie ün1 · Arbeitersekretariat: Greulich. 

aber ·. 
Vertreter„ der Afbeiter ekretari t : Base~: lllla.n°: 

Be'rn ! Zehnder und Zingg ; Pf'ffikon: . 1 
. züricb · 

Schafiha.usen ~ Schöttli ; Wint erthur : inen 
Wyss. .. . 

__ scb~ena, 
Geschdjtsleitung der Partei: R osa. Bloc , 

Nobs und. Platten. 
i \lud. 

.Fraktiqn der Bundes ·ersammlung : A.ffolter re 
Grimm. 

- 10clel' · 
Entschuldigt sind~ 'Eugster , .. p-pli, olb und 

2. Wahl des Tagesbureaus. 1ttiouß· 
~ls Tagesb~reau wud das Bureau des 

komitees bezeichnet. 



- 3 

Grimm erklärt einleitend, es .könne sich .µeute nicht 

et~a darum handeln, bindende Beschlüss~ zu fassen. 

Die Konf~renz solle , lediglich vorberatende_Q. Charakter 

tragen, die gefassten Beschlü.sse über die Vorlagen 

haben als Entwürfe für die einzelnen Verbände zu 

gelten, die innerhalb einer bestimmten Frist zu ihnen 

Stellung zu nehmen haben. · . 

Der Bundesrat . hat heute in ausserordentlicher 

Sitzung beschlossen, die c Freie Jugend >, .die < Jugend-

Internationale , und die <Forderung> zu unterdrücken. 

Es sieht diese Massnahme einer Provokation ähnlich, 

und die Konferenz wird in einem besondern Traktan-

dum Gelegenheit nehmen, die Sache zu besprechen. 

Die Verhandlungen der Konferenz sind als vertraulich 

zu betrachten, Mitteilungen an die Presse haben zu 

unterbleiben; das Burean wird ein Communique re-

digieren. 

3. Berichterstattung über die Aktion gege,:a die 

Zivildienstpflicht. 

Dü1·r referiert über die ·seit der Oltener Konferenz 

erfolgten Massnahmen des Aktionskomitees. Zunäc~st · 

fand eine Besprechung mit dem Bundesrat statt in 

der Angelegenheit der streikenden Deserteure von 

Niederweningen, für die wesentliche Zugeständnisse 

en·eicht .werden konnten. Eine weitere Konferenz 

behandelte die Forderungen der Oltener Konferenz. 

Auch der Fall Münzenberg beschäftigte den Ausschuss 

mehreremal. Hier wollen wir alles tun, was mögliqh 

ist, zu einem Generalstreik aber wird man nicht greifen 

können. Die Zivildienst.vorlage schien_ endgfiltig be-

grabe1;1 zu sein und man hatte sich einigermas~en 

beruhigt. Da kamen die neuen · Aufgebote · in Zürich, 

di~ wi<3der ein.e Erregung hervorriefen . . Bespreqhungen 

mit dem Bundesrat und der Zürcher Regierung·erg.aben 

, das Versprechen, es würden nur noch Hilfsdienstp:flich-

tige aufgeboten, . wenn keine andern Arbeitskräfte .auf 

freiwilligen;i Wege bes.chafft werde:Q köu.µten: . . D~r-vor-

gesehene Arbeitsvertrag mit dem Meliorationsamt .:wird · 
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in Kürze abgeschlossen werden ,önnen. ohwierig-
keiten ergaben sich nur bezüglich der Dauer der 
Arb'eitszeit. Es kam eine inigung auf 4 tunden 
pro Woche- zulJtande. Bezüglich d,er „hne " urde 
unsern Vorschlägen zug estimmt .mit er einzigen b-
än derung, dass an L edige 1 r ., an rheir tet r.1.30 
bezahlt werden soll. E s ist nicht dara z z ifeln 
dass der bereinjgte Vertrag die Z ustimm n O' der Z 'ir-
cher Regierung und des Bunde rates fi n en er e. 

Der Bericht wird disku sionsl s n h i . 

4. Die weitere .Aktion. 
a) K ampfmitt l. 

Grim1n : E s ist wich tig, da s inmal di r 
Generalstreiks ausgiebig besproch n rd n k: n. 
müssen uns klar sein, welche K a p i t l · r b 
aber auch darüber, welche n q u 
in sich schliessen. 

E inen Landesgeneralstreik h u 
noch nicht durchgeführt. ein 
ist die Einheitlichkeit der Akt ion. All 
haben gegenüber der Gesam tbe e un 
grund zu treten, den n die Einheit i t 
Waffe. Sobald die Beb · rden seh n a 
in unsern Reihen nicht best eht v rli r n 
Respekt vor der Kraft der Be egun . ir . erl 
keine Schablonisier ung, aber ei e ewi e . lan 
keit der Aktion ist die notwe dio- or eclin un 
Erfolges. 

Redner erläutert nuu die einzel e. e 1 
des vorliegenden Eutwurfes, nam nUi h die ri te 
Phase des K ampf es, den befristet n . n r l tr i k. 
Der eigentliche Zweck des treiks wir ur rr i ht 
wenn die Teilnahme eine möglich t 11 e in i t. 
Geht alles seinen gewöhnlichen an d nn i t 
Kampf wirkungslos. aber k' nnen wir k in 
nahme·n machen bei der Beteiligung. i h ~g 
die Stellungnahme der Eisenbahner ein. uf Ue 

· Fälle werden sie eine blosse Demo r ,ti n, nicht 
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mitmachen. Im Falle eines Kampfes liegt es an ihnen; 
eine Entscheidung zu treffen. Treten sie nicht in den f 

Streik ein, so haben sie das Mittel der passiven Re-
sistenz, das, richtig angewendet, ein wirksames Kampf-
mittel bildet. . 

Der unbefristete Streik kommt für uns heute kaum 
in Frage, da er in seinen Konsequenzen unabsehbar ist. 
Das schweizerische Proletariat kann in einen solchen 
Kampf · nicht eintreten, solange nicht auch in den 
umliegenden Staaten die revolutionäre Beweguna ge-

. nügende Fortschritte gemacht hat. 0 

Ilg verdankt die Ausführunaen Grimms. Die Dis- ' 
kussion soll am Morgen einset;en, dagegen wird be-
sehlossen, Traktandum 

5. Erweiterung des Aktionskomitees 
1 

zu behandeln. Die Geschäftsleitung der Partei bean-
traat, es seien auch zwei Vertreter der Welschen in 
dast,Komitee beizuziehen, um so eine gewisse Fühlung 
herzustellen. F erner wünscht sie, dass Genos~e Platten 
in das Komitee gewä hlt werde, wobei zum Ausgleich 
noch dem· Gewerkschaftsbund eine Vertretung einzu-
räumen sei. Mit Hinblick auf die ohnehin grossen 
Spesen wird beschlossen, das Komitee nur um zwei 
welsche Vertreter zu erweiter n. Es werden gewählt 
für die Partei Graber und für den Gewerkschaftsbund 
Schürch, beide in Chaux-de-Fonds. 

Genossin Bloch ist der Auffassung, dass die Ge-
schäftsleitung durch ihren Sekretär im Komitee ver-
treten sein solle, und demissioniert deshalb zugunsten 
des Genossen Platten, der sodann einstimmig gewählt 
wird. 

Schluss der Sitzung um 10 Uhr. 

Sitzung vom 2. März, morgens 9 Uhr. 
Greulich ergreift als erster das Wort in der General-

streikdebatte. Ihm ist .jedes Mittel recht, wenn es nur 
Erfolg bringt, auch der Generalstreik. Allein ehe wir 
in einen solchen eintreten, mtissen wir uns über das 
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Kräfteverhältnis im klaren sein. enn wir zn ~mpfe 
rösten, so sind auch unsere Gegner nicht mü 1g e-
blieben. Sie sind ebenfall vorberei · t und in ampf 
hätte heute nicht denselben Erfolg wie 91~ in Zürich 
wo die Bürgerlichen überrumpel wurde . ir br u hen 
vor allem Disziplin und d · , f 1 l n . n o 1 o e 
wird unsere undisziplinierte ehrhei urch ine is-
ziplinierte Minderheit unterdrück werd n k „nn n. D 
ist für ihn das schrecklich te un d or ill r w 
ohne dass er deshalb ein o mei r 
unsere Disziplin müssen wir d r 
beibringen; es dürfen kein 
kommen, die uns diskredi ti r . 
dehnung des Streik wird i ht an eh 
gibt, die nicht einen Tag lan 
können, ohne dass gr se W r e 
sind dies namentlich Ge ein 
schädigen würden und d ran 
Interesse. 

Platten fühlt sich in ein r 
weil er weder den Ausfö.hrun en 
Grimms restlos zustimm n k 
Verhältnisse in Zürich, 
eine hochgradige Erregun herr h . 
undisziplinierten Be · egunge u l 
stanzen nichts macl en, h nd 1n. 
wobei sie immer das efühl ha 
verraten zu sein. Das eh 
eigenen Führern gegenüber. 
man nicht mit irgendwelc en 
schaffen können. 

Redner ist mit Grimm einver t 
Vorstadien des Kampf es b rj 
Generalstreiks indessen fin t r 
·untaktisch. Wir mftssen die 
von der Erfüllung bestimm . er 
machen, darunter in erster 
alle Massregelungen. ons·t e 
das Mittel in die Hand, sich zw r 
ruhig zu verhalten, weil sie ja 
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nichts passiert, dafür aber n~ch dem Streik um so ärger 
zu wüten. 

Man schimpft immer auf die Zürcher, doch verweist 
man dann sofort darauf, w.ie sie es gemacht hätten. 
Zürich ist immer die Avantgarde der revolutionären 
Bewegung der Schweiz; das liegt, in seinen Industrie-
verhältnissen begründet. Wenn aber ein Kampf aus-
bricht, so ist zu befürchten, dass er keinen genügenden 
Widerhall finden wird in der übrigen . Schweiz . . Es. 
werden ja ohnehin. nur ~inige Brennpunkte in Frage 
kommen; dooh sollten die Zürcher Genossen die Ge-
währ haben, dass sie nicht allein dastehen, dann werden 
auch sie si~h beruhigen. Sie. wolleJ?. nicht eine ewige Demonstration, sondern endlich einmal Taten. 

Huggler: Wir bringen der Frage viel zu wenig Ernst 
entgegen. Die heutige Erregung ist nicht das Resu]tat 
einer inneren Ueberzeugung, die zum Handeln drängt, 
sondern einzig die Frucht der schlechten wirtschaft-
lichen Verhältnisse. Und da-s ist sehr gefährlich. Vor 
uns· liegt eine grosse Erziehungsarbeit, die wir an den 
Genossen zu leisten haben. Sie ist die Vorbedingung 
jedes Erfolgs. 

Die Eisenbahner werden nicht um irgendwelcher 
geringfügiger Ursache willen eine Bewegung inszenieren, 
sie sind erst dann zu haben, wenn die elementaren 
Grundrechte der Arbeiterschaft angetastet werden 
sollten. Unser Bestreben muss sein„ mit den kleinsten 
Opfern das grösste Mass an. Erfolgen herauszuholen. 
Heute geht die Reise ums Ganze. Haben wir die Kraft, 
sie durchzuhalten, dann haben wir gesiegt; wenn nicht 
so wird unsere Bewegung durch die Reaktion um · 

.Jahrzehnte zurückgeworfen. Und darum soll man vor-
sichtig sein mit der Waffe des Generalstreiks. 

Patocchi präzisiert die Stellungnahme der A. U. S. T. 
Der deutsche Teil der Mitglieder wird bei allen Aktionen 
mitmachen; die we~schen Kollegen sind ebenfalls für 
den Kampf, vorerst jedoch wünschen sie bloss De-
monstrationen. Bezüglich der Tessiner Genossen er-
klärt er, dass sie alle kampfbegeistert seien; das Per-
sonal der Bundesbahnen ist sehr erbittert. Die heutige 



Konferenz s.ollte· die Forderun er 
ebenfalls aufs Programm ne 
Weise mehr an der Beweg un. . zu in. er 
. Wyss findet, dass die eini k i, 
den Massen bestehe, sondern au h 
indem viele ihre Ueberzeu n 
Richtung einstellen. 

R~ichmann hält eine e tst ll 1 r 
Verbände mit dem enerals reik 
wenn ja, dann . müssen. wir e er '. h 
treffen. Ob trotz aller Di ziplin kl i er 
vermieden werden können, · z · ·. i J 

Frank schildert die · · erhäl 
bahnern. Es wird jedenfall b i H 
haben, die bei einer kti n 
zenbergs u. a., mitmachen 
würde man indes en nicht zt 

Bobst ist der Auffassung, 
versuchen, die inheit der 
indem er einzelnen rappen 
entgegenkommt. 

Schifferstein erklärt, das · 
nur mitmachen werden, 
rechte der Arbeiterschaft d lt. 
Organisationsverhältnis e die k :ine 
Es ü,t auch eine Illusion, auz h 
daten im Falle ein~ am pf es · · eh 
Bei einem Streik, der auch 
·umfasst, werden wir in erst 
schaften zugrunde richten 
organisiert ist, während in <l n ri 
gearbeitet würde. Auf all · . ··n i 
zu überlegen, ehe wir in ei 

Gschwend ist kein Freund 
ganze Sache ist noch viel zu e,nig 
lieh betreff der Ausnahmen, die t 
Der unbefristete Streik ffflut zum 
wird nicht auf Befehl mög lich 
q uenzen, die uns daraus en ts t 
Die Reise geht ums Ganze. 

1ese 

n 
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Schneider: Mit der Verschärfung der Klassengegen-
sätze können wir nicht mehr die gleichen Kampfmittel 
anwenden wie früher. Unsere Endziele ·werden nicht 
durch den parlamentarischen Kampf errungen. Das 
heisst aber nicht, dass wir um jeder Kleinigkeit willen 
in eine Bewegung eintreten sollen. Die Aktion darf 
nicht um ihrer selbst willen gef~hrt werden, sondern 
nur als Mittel zum Zweck. Andernteils gibt es aber 
auch Genossen, die bei Betrachtuno- der -Verhältnisse 
die Interessen des Staates und der Gemeinde an erster 
Stelle verteidigen. Das ist unrichtig· für uns · müssen 
die Interessen des Proletariates in e;'ster jLinie mass-
gebend sein. 

Grim,m: Bei der Diskussion wurde ausser acht o·e-
la~sen, da~s nicht die Detailfragen die I-Iau ptsache si~d, 
sondern die Behandlung der Frage überhaupt. Heute 
drängen die wirtschaf.tlichen Verhältnisse zu Aktionen, 
und wenn auch ein Generalstreik misslingt, so werden 
die Folgen davon nicht so verhängnisvoll sein, wie 
wenn wir die Bewegung durch zersplitterte, planlos 
arbeitende · Massen führen lassen. Wir wollen nicht 
immer drohen und dabei für uns denken, machen müsse 
man ja doch nichts. Wenn wir die Ueberzeugung 
haben, dass unsere Kräfte zur. Durchführung einer 
Aktion zu schwach sind, dann· wollen wir dies den 
Massen offen sagen .. H eute geht der K ampf um die 
nackte Existenz, da gibt es nur ein Entweder - Oder. 
Da entscheidet nicht mehr die Frage, ob wir dafür 
oder dagegen sind, sondern die zwingende Notwendig-
keit. 

Greulich: Wir müssen uns über die Machtverhältnisse 
klar sein, ehe wir in einen KaII!-pf ei~ treten. Die Be-
wegung wird nur erfolgreich sein, wenn die Massen 
freiwillig mitmachen. Man soll sich auch keinen grös-
seren Erfolg· versprechen als den, der tatsächlich er-

, wartet werden kann. Der Bundesrat ist heute in einer 
Zwangslage. Auch wenn wir einen sozialistischen Bun-
desrat hätten, könnten wir die Bauern nicht zwingen, 
mehr zu pflanzen. Er verweist im ferneren auf die 
besonderen Schwierigkeiten be~iiglich der Teilnahme 
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S :,. 18 lei h 
der Eisenbahner an einem tr \.h. 
"Unglücksfälle verursachen k„nne. Platten widerspricht der Hass nur ein Streik auf ireiwilli er · rund\ 
sein könne. Wenn wir die B eruf ka mitmachen wollen, nicht daz z i e1en 
wir von keinem Generalstreik son rn 
generalisierten Streik sprechen. dass man auch mit dieser .r Erlolge erzielen kann, n r so\l m neralstreik bezeichnen. Schluss der Genera\de att 1 hr · Bei Wiederauinahme er it.z sofort in die Detailber tuug i wircl abschnittweise b esptoch n derungen gegenüber em nt reinigter Fassung an enommen: 

Genera\streiktra e. 
Schon der A.arauer Pa.rteit gresse des Gewerksch f.t b n grundsätzliche A.nerkennun streiks und des allgemein n a~sserparla.menta~ische amp konnen, um bestimmte rb it r r der bestehenden · esel\scbaft zu Die E rfahrungen der ri. wendigkeit unterstrichen un digkeit wächst und wird zwin ·der sozi3:len Gegens· tz , der in lamentanschen Rechte r rwei. ue.r. ~.ü~gerüchen Regieruno- 1n m1htanschen Diktatur. 

. 

grosse 

. DieA.nwendung a.u.sserparlan::ie s~tzt voraus, dass der M.asse \tlar sie kä.m.pien soll. Pß.ich t d.er rganii ati · 
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ist es, vor jeder Aktion ein möglichst scharf umrissenes 

Programm der Forderungen aufzustellen. Die Forde-

rungen sollen einheitlich sein, ein bestimmtes Minimum 

aufweisen, unter Vorbehalt der Erweiterung im Falle 

der Verschärfung des Kampfes. Ihr Inhalt ist so zu 

fassen, dass er. von jedem einzelnen Arbeiter, auf dessen 

Mitwirkung man zählt, verstanden werden kann. Nur 

so '!ird die Notwendigkeit des Kampfes und der per-

sönlichen Opfer, die er erheischt, begriffen werden. 

III. 

. H~ben sich die üblichen Kampfmittel zur Verwirk- · 

l:chung der Forderungen als unzulänglich erwiesen, so 

sind ausserparlamentarische Kampfmittel anzuwenden. 

Der Einheitlichkeit der Forderungen muss die Einheit• 

lichkeit der Aktion entsprechen. Die Führung des 

Kampfes hat auf Grund der Organisationsbeschlüsse 

an eine gemeinsame Leitung der Partei und des Ge-

werkschaftsbundes überzugehen. Den im Einvernehmen 

mit den Organisationen von dieser gemeinsamen Zentral-

leitung getroffenen Anordnungen ist unbedingt Folge 

zu leisten, um Sonderaktionen und Kräftezersplitterung 

zu vermeiden. 
IV. 

Die Anwendung der ausserparlamentarischen Kampf-

mittel kann in drei Phasen eingeteilt werden: 

1. Allgemeine Agitation in Volks- und Demonstra-

tionsversammlungen, durch die Presse,Broschüren, 

Flugblätter, Aufruf usw. 
2. Steigerung der Agitation durch Demonstrations-

versammlungen während der Arbeitszeit. 

3. Steigerung der Aktion durch den befristeten all-

gemeinen Streik und seine eventuelle Wieder-

holung. 
V. 

Zu 1. Das von den Organisationen aufgestellte 

Progra1nm ist zu popularisieren. Die Einheitlichkeit 

der Aktion erstreckt sich auf den Gleichlaut der For-
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derungen, ihrer Vertretung un d die 
Versammlungen. Die Einberufun 
richtet sich nach den örtlichen er ··1 
kaum überall an ein und dem elben 
können, ist für die Durchfti.hr n d 
.den Organisationen eine n c e 
Aktion sich richtende F rist zu setz i 
sind anzuweisen, nach dies:er ri k in 
übernehmen. Findet chon jn ie e 
Gegenaktion statt, beispie1swei e ur h 

· des Versammlungsrechts oder 
des Belagerungszustandes o 
ganisationsleitungen zn entsc 
die Versammlung en trotzdem rchz 
legung ausserhalb des rtes, organi i 
gänge). 

Zu 2. Die Demonstratio v r 
der Arbeitszeit sind einheitlich 
durchzuführen. Der Zeit pu11.kt wir 
leitung bestimmt. r ist 11nter 1 
zuhalten. Versammlungen r · 
ausserhalb der üblichen Arbeit t 
.und sind in diesem F alle überh 
lassen. 

Diese Demonstrationsversarnmlun 
nicht die Lahmleg ung des wir eh 
zum Zweck. ie sollen das 
wendjgkeit der Forderungen 
willen steigern und auf die 
ausüben. Gleichzeitig dienen sie 
weitern Aktion. 

Die Forderungen sind ~u beirist n. 
der Forderungen wird ultimati 
Behörden eine angemes ene rist 
derer sie sich über Ann hm 
entscheiden haben. Für den al l d r 
je nach Umständen die Ver -än nng 
Landesstreiks anzudrohen . 

. Der Aufruf zur Teilnahme an d _ 
versammlungen ergeht an di anze 
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Die Durchführung ist die gleiche wie bei den gewöhn-
lichen Volksversammlungen, doch sollen die Versamm-
lungen womöglich unter freiem Himmel abgehalten 
,:verden. Die Beteiligung soll vollzählig sein und ist 
womöglich durch die Gewerkschaften obligatorisch zu 
erklären. 

Die Massnahmen für den FaU einer Gegenaktion 
richten sich nach dem Charakter und dem Umfang dieser 
selbst. Werden die Versammlungen allgemein für das 
ganze Land v~rboten, so entscheidet die Zentra1leitun O' 
über die Form des weitern V OrO'ehens. ist das v et 

1 b . 0 ' samm ungsver ot räumlich beschränkt aie lokale Ak-
tionsleitung. Ein Versammlungsverbot verhindert die 
Arbeitseinstellung und die Demonstration nicht. Nur 
die Form der letztern wechselt. Der Streik ersetzt 
dann die Versammlung und ist während der durch 
die Aktionsleit ung bestimmten Stunden durchzuführen. 

Im Falle von kleinern M_assregelungen der Strei-
kenden greifen die örtlichen Gewerkschaften, eventuell 
in Verbindung mit den Verbandsleitungen ein. Ueber 
das Vorgehen im Falle allgemeiner Massregelungen 
(Aussperrungen) entscheiden die Verbandsleitungen, 
eventuell in Verbindung mit d ·3r zentralen Aktions-
leitung. . . 

Zu 3. Der Versammlungszweck fällt hier fort. 
Zweck des allgemeinen Landesstreiks ist, durch die 
Stillegung der Betriebe und die Lahmlegung des 
wirtschaftlichen Lebens die Behörden zur Annahme 
der Arbeiterforderungen zu zwingen. Die Zeitdauer 
des Streiks und seine eventuelle Wiederholung wird 
durch die zentrale Aktionsleitung bestimmt. Je nach 
den Forderungen und der allgemeinen Lage ist qie 
Dauer des wiederholten Streiks auszudehnen: Das 
Gelingen der Aktion setzt die genaue Innehaltung 
der Fristen voraus. Der Streik soll nicht, ·nur zur 
festgesetzten Frist beginnen; er soll auch mit Ablauf 
der Frist überall gleichzeitig beendet sein. 

Der Streik erreicht seinen Zweck nur, wenn er 
möglichst allgemein ist. Der Aufruf zur Teilnahme 
hat an alle Arbeiterkategorien des Landes zu ergehen, 
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das Personal der öffentlichen Betriebe und ie Arbeiter 
der LebensmittAlbranche nicht, ausg schlossen. Eine 
Ausnahme ist zu machen fftr das er al der ranke.n-
pflege. und der Beer digungsan talt n. 

Das Zeitungspersonal hat z f i rn, n r d ie sozial-
demokratische Presse darf erschei e .. i r n-
kä.ndigung des S treik i t eiu. allgemein Alkohol-
verbot zu erlassen. W irtsch ften un ·· rkauf lä · en 
sollen geschlossen bleiben · die ·· rtlich kti n lei-
tungen haben Vertreter zu bestimmen zur . tihra.n 
der nötigen Verhandlungen mit n. nh b rn 
Wirtschaften und der erkau:f läde . 

Im Falle einer Mobilis ,tion 
Generalmarsches sollen sieb. di 
Einrfickungsbefehl n icht wi e,rsetzea 
sie aufzufordern, den ehor · m, 
sie zum Ausrück en oder zu e ·. 
die Streikenden beordert wer 

Ueber die Stellung zur ilit ri i r un 
personals und des P ersonals .er "·ff 
entscheiden dessen Organisa. io,n n. 
das Personal dem, Befehl, so ist zur 
der passiven Resistenz aufzufor ern . 

Die üblichen. Streikunte.r tdtz:n 
Dauer des Streiks zu sistiere . m 
Massregelungen greifen die „ rtlic 
leitu_ngen eventuell in Verbindu· .a it 
vorständen ein. Ueber da or<.r hen im 
Aussperrungen entscheiden di ,r. }. 
tuell in Verbindung mit d r ze tral ,n k i 
d~n unvermeidlichen Opfern d s rop 
äufnet die zentrale Aktionsleitung in. n 
Streikfonds. Die Gewerks.chaf ver "n un i , 
demokratische P artei leisten z.u " hs't f r i · illi , · 
träge. Genügen· diese nic:ht s oll e,in - -11 · 
Konferenz der Gewerkschaftsv. rhä 
über die E rhebung von freiwilligen o _ 
von allen Mitgliedern zu leis · n . · -
entscheiden. 

- nn 
en 
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VI. 

Die Anwendung des · allgemeinen Streiks als un-
befristete Massnahme, die zum offenen revolutionären 
Kampf und in die Periode des offenen Bürgerkrieges 
überleitet, unterscheidet sich von dem befristeten 
Streik durch die Unbestimmtheit seiner Dauer und 
durch die daraus hervorgehenden Folgen. Die Be-
endigung erfolgt entweder, wenn die aufgestellten 
Forderungen erfüllt sind oder wenn die Kraft zur 
Weiterführung der Aktion nicht mehr ausreicht. Seine 
Einheitlichk~it wird von vornherein darunter leiden 
dass der Kampfwille an solchen Orten, wo die Ar~ 
beiterbevölkerung in starker Minderheit ist wo es an 
der _nötigen ~chul~ng fehlt oder wo die Leitung zu' 
wenig ausgebildet 1st, früher gelähmt wird als in den 
grössern Städten. Auch die Lebensmittelversorgung 
und die Ernährungsfrage wird grössere Schwierig-
keiten hervorrufen als beim befristeten Streik. Es 
wird überhaupt schwierig sein, die Leitung der Ak-
tion in der Hand zu behalten. Je nach den örtlichen 
Verhältnissen und Bedingungen wird ein solcher Streik 
bald früher, bald später abgebrochen werden, je nach 
der Gegenaktion und ihren Mitteln in ganzen Branchen 
oder in ganzen Städten wieder ausbrechen und sich 
verpflanzen. 

Dieser Streik führt in die Periode des offenen 
revolutionären Kampfes hinein. So wenig seine Dauer 
zum voraus bestimmt werden kann, so wenig geht 
es dann um ein kleines Minimum von Forderungen. 
Von Sieg und Niederlage begleitet, keineswegs nur 
eine einmalige Aktion, die mit der Niederlage be-
endigt, mit dem 8ieg überflüssig wird, richtet sich 
diese Streikperiode in ihrer letzten Konsequenz gegen 
den Bestand des bürgerlich-kapitalistischen Klassen-
staates überhaupt. Der Sturz der bürgerlichen Herr -
schaft ist das Ziel. 

U eber die Opportunität einer solchen Aktion ent-
scheidet nicht nur der Kampfwille und das Kräfte-
verhältnis auf nationalem Boden. Internationale Ver-
wicklungen können leicht die Folge sein, insbesondere 
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inmitten des Weltkrieges. olang e i den n r nzen en 
Ländern nicht eine starke revolu t ion ·· re 
vorhanden ist, wie beispielsweise zur on 
als die ausländische Einm isch ng in e, 
Bürgerkrieg nur wegen der rev luti n ·· r n 
in einem Teil der angrenzenden 
würde mit einer Interventi n d n land 
sein. Praktisch hätte dies zur Zeit 
die Verwandlung der Schweiz in einen ri 
zu bedeuten. Die Dur chfährun 
also hier von dem Stand er inter tional 
tionären Bewegung ab und i t k in s a 
lieh eine Angelegenheit der eh eizeri b n 
·schaft. Der Satz, dass die r volu io n ·· r 
eines Landes unbekümmert um · in r 
durchgeführt werden müsse, ed rf für i 
verhältnisse insofern der in c r ;· 
bis jetzt vom Kriege ver eh t 
verständlich nicht gleichgiiltig s u -
platz des Klassenkampfes in 
nationalen Krieges verwandelt 

Inwieweit der unbef rist·ete 
und Pressionsmittel wirkt, i t be i 
teresse der Bourgeoisie an der 
Dieses Interesse, dessen Vorhande in h n 
bestreiten ist, kann von der r i ter eh t 
werden, indem sie ihre Aktion plan ·· · i 
und die Bourgeojsie zwingt em r 
ständnisse zu machen, um d r I erv nti 
landes vorzubeugen. 

Die konkrete Stellung nahme .z 
des allgemeinen Streiks hängt v n. 
aufzustellenden Forderungen ab. 
wärtigen Verhältnissen empfiehl e - i · 
schaft vorläufig auf die unter Ziffer 
Phasen des ausserparlamen taris h 
bereiten: . Volksversammlu ngen, 
sammlungen während der Ar eit z 
Generalstreik. 



• i Zur Vorbereitung dieser Aktion sind den Organi·-
sationen im Sinne 'der vorstehenden Erwägungen die 
notwendigen Weisungen zu erteilen. . Die örtlichen 
Organisationen haben überall lokale Aktionskomitees 
zu bilden, die gleichmässig aus Vertretern der Partei 

, und der Gewerkschaften zusammengesetzt· sind. An 
die Verbände und an die Partei ist die Einladung zur 
s·ofortigen Aeufnung des allgemeinen Streikfonds zu 
richten und ihnen eine Frist für die Zeichnung und 
Einzahlung der frei willigen Beiträge zu setzen. 

Der vou ·der Oltener Konferenz vom 4. Februar 1918 
eingesetzte Aktionsausschuss übernimmt die Funktionen 
d~r zentralen ~kti?nsleitu~g und. trifft in Verbindung 
mit den Organ1satione~ d1_e zweckmässig erscheinen-
den Massnahmen. Er wird 1n erster Linie das von einer 
allgemeinen Konfe:en~ aufzustellende Forderungspro-
g ramm den Organisationen zusenden, für die Heraus-
gabe der nötigen Agitati_onsliteratur sorgen, ein an die 
Soldaten für den Fall ihrer Verwendung gegen die 
Arbeiterklasse zu erlassendes Flugblatt vorbereiten, 
die ersten Fristen für die Abhaltung der V olksver-
sammlungen festsetzen und nach Verlauf dieser Ver-
sammlungen die Verhandlungen mit den Behörden über 

' diese Forderungen anbahnen. Eine weitere allgemeine 
Konferenz der Partei, Gewerkschaften und der Parla-
mentsfraktion wird _die nötigen Bes~hlüsse über die 
zweite Phase des Kampfes fassen. 

'. 

Die Vorlage wird nun den Zentralverbänden zur 
Besprechung überwiesen, worauf eine neue Konferenz 
sich mit der durch die Resultate der Umfrage ge-
schaffenen Situ~tion beschäftigen wird. Zur Beantwor-
tung über die Stellungnahme zu den zwei ersten Phasen 
des Kampfe~ wird den Verbänden eine Frist von 14 
Tagen, zu der dritten Phase eihe solche von 4 Wochen 
eingeräumt. 

· Verbot der Jugendzeitungen. 
Grimm, verliest die Beschlüsse des Bnndesrates be-

treffend die Ausweisung Münzen bergs, die Angelegenheit 
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Schöll~r und die Unterdrückung der drei res organe. 
Einen derartigen Angriff auf die ressf reih it k ·· nnen 
wir ·uns nicht gefallen lassen. 

Nobs schildert die Verhältnisse in Z ·· rich wo dieser 
neueste Beschluss wie ein Bom b nschlaa wirk n we.rde. 
Wenn wir heute mit einem .Antrag . uf mo ns rationen 
kommen, so wird man uns anslache . m b t n wäre 
es, während der Arbeitszeit Demons r . ion er amm-
lungen abzuhalten. 

Platten glaubt nicht, da a 
zum Ausgangspunkt einer ros 
Es ist viel wichtiger, dass wir dem 
eben schlagen. Er ist der · ei r-
suchen, das Blatt in anderer 

Grimm : In einen General · r ik 
eintreten können, dagegen soll 
von 14 Tagen Demonstration . rs · 
werden. Die Angelegen . it 
der Neutralitätskommissio z r pracl · 
den, denn diese Provoka i n 
gefallen lassen, um so wenig r al ie r 
einer Aktion gegen die sozialdem -r 
überhaupt ist. Eine B e.ila e zu 
werden wir des Formates w , en 
können, dagegen sollen alle P · r . 
werden, der ,Tugendorga is ti n all 
ihres Raumes zur Verfiig un - z 
muss dann einheitlich · 
durch den Zentralvorstan r 
dagegen müssten sich selb t er 
tionen, unter deren · era ,twortu 
scheinen hätte, eine gewis e · r ll 
Detailfragen müssten alle · it Z n r 
Jugendlichen noch bes r c e 
. Redner schlägt einen. A -ruf or 
wird gegen die u nterdr .. ka q -
blätter sowie gegen die us e · u 
die Behandlung Holzman · r 
Aufruf soll die Unterschriften 

r 
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schus,~s, der Geschäftsleitung und der Nationalrats-
fraktioµ tragen. 

Nach längerer Diskussion, in der alle Redner die 
Notweqdigkeit betonten, sich den Anschlag des Bun-
desrates n\cht gefallen zu lassen, wurde einbe)lig den 
Vorschlägen des Genossen Grimm zugestimmt. Das 

· Aktionskomitee wird beauftragt, den Aufruf auszu-
arbeiten. 

Schluss der Sitzung 7½ Uhr. 

Sitzung vom 3. März 1918. 

Es kommt zur Behandlung Traktandum 4 b) der Tages-
ordnung: Die Forderungen. 

S chneider refe~iert _über das vorliegende Programm, 
dessen erster Teil, die grundsätzlichen Fragen und 
Erwägungen beha~deln.d, durch den Referenten, . und 
dessen zweiter Teil, die konkreten Tagesforderungen 
betreffend, durch den Genossen Dürr ausgearbeitet 
wurde. 

In der Diskussion betont Huggler, es habe keinen 
Wert~ abschliessende Forderungen aufzustellen, da diese 
ohnehin durch die jeweilige Situation bestimmt werden 
müssen. Es handle sich in der Hauptsache um Leit-
sätze, nach denen gearbeitet werden solle. 

Greulidi beant'ragt, es solle nicht die Verhinderung 
weiterer Mil0hpreisaufschläge verlangt werden, da wir 
uns mit allen derartigen Forderungen in Gegensatz zu 
den Bauern stellen. Auch diese wollen leben. Der 
Bund soll weitere Aufschläge. auf seine Kosten über-
nehmen. Der Antrag wird angenommen. 

Genos8in Hiini beantragt eine Forderung zu Pro-
tokoll, dass bei Massenspeisungen die Teilnehmer an 
der Verwaltung und Kontrolle mitbeteiligt sein sollen. 
Auch diasem Antrag wird zugestimmt. 

Platten regt an, man solle die Erschliessung e1ek-
trischer Kraft zu Leucht- und Heizzwecken für Private 
verlangen. Heute wird alle elekt rische E nergie zu 
Industriezwecken verwendet, die iu den meisten Fällen 
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gar nicht den Inte·re sen er 11 e: ins ha:ft ent-
sprechen. 

Ferner wünscht er die Bil 
korps aus Arbeitern, die als ·· 
.Pflicht hätten, nach den ge .zu 
.fahnden. 

Genossin Hüni wünsc t inwohn n uten it 
möglichst zentralisiertem irtschaft b 

Il.CJ verweist a uf die Abmach u n 
Schulthess mit den Unternehmer 
Arbeitslosenunterstützung. 
Umständen darauf d ring n 
Geld, das sie für Unterstütz 
nicht direkt den Arbeitern b n 
Bund, der die Verteilung vorz 

Nachdem neuerd ings rkl „ r t ir 
den aufgestellten For erun n nicht 
Programm, sondern nur u b ti 
nach denen gearbeitet wer n 11 i 
folgendem Aktionsprogram in timmi z 

Die Wirtschaftsfragen. 
!. Die Existenzbad.in r 

unter dem kapitalistischen gime n 
sind im Verlaufe des riege 
Wenn sich in den ersten ri 
Arbeiter zunächst gegen die 
hungen richtete, so ist heu.te die 
des arbeitenden Volkes über a 
Die heutige Lage ist die mme 
schiedener Vorgänge die 1hre 
talistischen Produktio n un 
haben. Die wirtschaftliche - tl 
Volkes ist bedingt durch die u·. 
hältnisse, die wucherischen Pr · 
notwendigsten _L ebensbedürfni , 
ausländische Einwirkungen., aher 
künstlich erzeugten Mangel an 
wichtigen Bedarfsartikeln sowie 
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sich greifende Arbeitslosigkeit. Unter dem Druck dieser 
Verhältnisse musste der Bundesrat, wenn auch wider-
strebend, sich zu Eingriffen in das Wirschaftsl~ben 
bequemen. 

Es ist eine unbestreitbare Tatsache, dass die Behör- · 
den des kapitalistischen Staates sich ihre Massnahmen, 
z?- denen sie. die Entwicklung der Verhältnisse zwa1!-g, 
nicht von den Interessen des arbeitenden Volkes d1k- ' 
tieren liessen. Die ScheidunO' des Volkes in Klassen 
mit verschieden·en Interessen ist die Ursache, dass alle 
b.ehördlichen Ma~s~ah.men. zwieschlächtigen Charakters 
sind. In erster L1rue sind sie darauf bedacht die Grund-
lagen des Klassenstaates, den Besitz zu schüt2.en. Diese 
Tatsache erklärt alle Versäumnisse und Halbheiten der 
behördlichen Massnahmen. 

Da ,die Ursachen der heutigen Notlage letzten 
Endes in der· k~pitalistischen Profitwirtschaft zu er-
blicken sind, so kann der Kampf gegen die Not nicht 
als separate Aktion geführt werden. · Er ist ein Teil 
des Kampfes um die Befreiung der Arbeiterklasse 
überhaupt. In letzter Linie muss das Ziel die Besei-

. tigung der kapitalistischen Ordnung sein. Dabei wird 
dieser Kampf verschiedene Stadien zu durchlaufen 
haben, aber immer muss neben der Beseitigung be-
stimmter Nachteile auch die Erringung der politischen 
rlerrschaft das Ziel sein. 

2. Die Sicherstellung der Ernährung des Volkes 
und die Versorgung des Landes mit notwendigen· Be-
darfsartikeln ist im heutigen Stadium nicht zuletzt 
eine Organisationsfrage. Hier hat die l?ureaukratie 
versagt. Es gelang nicht, eine nach . einheitlichen Ge-
sichtspunkten funktionierende Organisation zu schaffen. 
Diese Tatsache ist um so schwerwiegender, als die 
Menge der vorhandenen Warenvorräte infolge der 
Zufuhrsch.wierigkeiten immer mehr abnimmt. ·Was 
heute notwendig ist, ist die_ Schaffung eines -zentralen 
eidgenössischen Versorgungsamtes, das in Verbindung 
mit einem Beirat die ganze Lebensmittel- und Bedarfs-
ai·tikelversorgung des Landes dnrchzuführen hätte. Im 
Beirat, der alle grundsätzlichen und wichtigen Fragen 
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vorzuberaten und unter ahrun 
liehen St~Uung des B undesra es i 
sollte die Arbeiter chaft a . ·· s ihr r 
Bedeutung im Wirt chaft l 
Versorgungsamt mü s . 1 i 
samten Versorgu stätigk i 
tutionen der Kantone 
schaften zur Durchfüh r-10 
dienen müsste. . 

3. D ie V er teilu g r 
L andes .ist unt r m·· li h · r 
handels nach dem 
durchzuführen. Die 
könnten von den 
nötig und rationell, 
Massnahmen ausge c 
ten, soweit sie nicht 
wie Arbeitslose behan l 
eine verhältnismäs ig klei 
darf }l.icht die E x istenz -
stellen. 

4. Um jedem Ar iten 
hältnissen die · xi t 
führung von Miod 1 •• n o 
Industrien, wo s lche i l 
Grund von Abmachu g n 
werkschaften und di r u i 
mens für unbemittel te 

· eben Kosten für e · e 
Zuschüssen aus ··ffent1ic1 n · Ii 

5. Der Bu ndesrat in 
des Versorgungsamt s t 
mittel und Bedarf artikel en pr· 
der Konsumenten fe tzu · zt 

6. Von grosser ich i kei i · 
Folgen der nun einsetzen n 
D11:8 . kann in verschie e1 r , 
b~sten wirkt die Arbei besch 
Linie soll die U nterstütznng 
ist deshalb nötig„ das er 

.. . 
recht-

n 
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standsarbeiten unternimmt und diejenigen der Ge-
meinden und Kantone weitgehend unterstützt. Gleich-
zeitig ist die Arbeits- und Präsenzzeit in allen pL'ivaten 
und öffentlichen Betrieben zu reduzieren. Darüber 
hinaus muss die Bezahlung einer ausreichenden Ar-
beitslosenunterstützung in Aussicht genommen werden. 

* 
Die vorstehenden Massnahmen, zu denen auch noch 

die Enteignung der Kriegsgewinne über einen bestimm-
ten Prozentsatz hinaus, die rechtzeitige Rationie,rung 
der vorhandenen Vorräte zu zählen sind, können suk-
zessive im V er laufe der Aktion und je nach den Macht-
mitteln, die die Arbeiterschaft anzuwec.den imstande 
ist, durchgesetzt werden. Als sofo1·t zu verwirklichende 
Massnahmen stellt die Konferenz folgende Forderun-
gen auf: 

Milch. Verhinderung weiterer Milchpreisaufschläger 
eventuelle U ebernah me der Mehrkosten durch den 
Bund. 

Kondensmilch. Einschränkung der Produktion. Ab-
t:.;abe nur gegen Milchkarten. 

Schokolade. Unterdrückung der Produktion von 
Milch5;chokolade. 

Die Au~fuhr irischer Milch ist völlig zu verbieten, 
die von Milchprodukten ausschliesslich zu Kompen-
sationszwecken zu bewilligen. 

B rot.· Keine weitern Preiserhöhungen. Bei sin-
kenden Vorräten Reservierung des Brotgetreides für 
d~e Bevölkerungsschichten, denen andere Nahrungs-
mittel fehlen. . 

Völliges V erbot der Konservierung von Zerealien 
und deren Verwend~ng zu ap.dern als zu Ernährungs-
zwecken 

Einschränkung der Erzeugung von Konfiserie- und 
Patisseriewaren. · · 

I(artojfeln. Abschätzung des Ertrag_e$, Beschlag-
nahme und Ankauf der gesamten Ernte durch den 
Bund. · 



Obst . und Ob tproduk . 
Verbot der erwe dnng z 
der Bedarf der Konsume · t-e 

Flei eh. Einführung de 
tio~ier_ung des .onsums 
preise. 

M assenspeisunge1 . ,erpfii 1 t · 
meinden zur Durchführung v 
Anwendung des Grund atz - r 
samten Bevölkerung nn. 
des Bundes. 

Brennstoffe. Kohl m nopol. 
Zentralisierung des ' ren 

nierung des Bedarfs . 
. Festsetzung von 
aller Art. Abgabe an · 
Preisen. 

Einschränkung de lz ~ 
Fussbekleidwng. bg be 

bemittelte zu reduzie ·t n 
Wohnungsnot. För erun 

unter finanzieller Mithilfe 
den Gemeinden, in denen 
weises Bauverbot für Lux u 
gntlgungsetablissementen. e ·ui ·ti 
den Wohnungen. W ohnr' ume. 

Notstandsmass,iahmen. or ereit-no 
arbeiten. Reduktion der rb i . z,eit. 
terstützung der Arbeitslo n us · 

Kriegsgewinne. Enteign ng · 11 r 
hinausgehenden Gesohäftsgewin e. 

r o . ·t . 

n 

u 

ern 

u 1n er„ 

•· 
Schluss de.r Sitzung 10 

Der Präsident: r • ekr ··r: 
Grimm. 




